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Seine erste Auslandsreise führte den neuen 
ungarischen Ministerpräsidenten Péter Magyar im 
Mai 2026 nach Polen. Er besuchte Krakau, nahm 
die Bahn in die Hauptstadt Warschau und begab 
sich schließlich an die Ostsee nach Danzig. Dass 
Magyar nach Polen fuhr, hatte nicht nur damit zu 
tun, dass er jahrhundertealte Bindungen zwischen 
beiden Nationen akzentuieren wollte, dass er in 

mitteleuropäische Zusammenarbeit zu investieren 
gedachte oder dass er Polens boomende Wirt-
schaft als Vorbild für Ungarn sah. Magyar fühlte 
und fühlt offensichtlich gewisse Parallelen zu den 
politischen Entwicklungen im größten der ost-
mitteleuropäischen Länder. So erzählte Magyar von 
seinem Eindruck, Polen habe den Weg geebnet, den 
man nun auch in Ungarn beschreite. Davon, dass 
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Polen Wegweiser für Mitteleuropa beim Wieder-
aufbau der Demokratie sei.1 Sein polnischer Amts-
kollege, Donald Tusk, sparte ebenfalls nicht mit 
Vergleichen. Auf Social Media postete Tusk: „1989 
und 2023 sagten die Polen genau das Gleiche wie 
die Ungarn vor einigen Wochen: Die Freiheit siegt 
immer.“2

Derlei Bezugnahmen sind mehr als nur der Aus-
tausch von Freundlichkeiten. Sie resultieren aus 
einem ähnlichen politischen Pendelschwung, den 
beide Länder nach dem Fall des Kommunismus er-
lebten. Vor allem die Übernahme von Exekutivgewalt 
durch nationalkonservative Gruppierungen, die in 
beiden Ländern einen Kurs der Machtkumulation 
und -expansion verfolgten, und dann der von 
breiten Oppositionsbewegungen mit liberaldemo-
kratischer Stoßrichtung herbeigeführte Macht-
wechsel sind die großen politischen Signaturen, die 
die Lage in beiden Ländern kennzeichnen. In Polen 
besiegte Donald Tusk nach den Parlamentswahlen 
vom Herbst 2023 die seit 2015 regierende Partei 
„Recht und Gerechtigkeit“ (PiS). In Ungarn setzten 
sich Péter Magyar und seine Gruppierung TISZA im 
Frühjahr 2026 bei der dortigen Neukonstituierung 
der Legislative gegen Viktor Orbán und dessen 
Fidesz3 durch, der seit 2010 mit einer Verfassungs-
mehrheit an den Schalthebeln der Macht saß. Zu 
den großen Herausforderungen der jetzigen Regie-
rungen in Warschau und Budapest gehört nun nicht 
zuletzt die Überwindung rechtsstaatlicher und 
demokratischer Defizite. Dies erwarten ihre Wähler. 
Und die erwartet die Europäische Union, mit der die 

1	 Jędrzej Bielecki/Michał Szułdrzyński: Péter Magyar 
dla „Rzeczpospolitej”. Mówi o Donaldzie Tusku, Geor-
ge’u Sorosu i rosyjskim gazie, in: Rzeczpospolita, 
22.05.2026. https://www.rp.pl/polityka/art4442-
3511-peter-magyar-100-tys-wegrow-zyjacych-na-
zakarpaciu-bez-podstawowych-praw-czlowieka 
[Stand: 30.06.2026].

2	 Péter Magyar odwiedził Lecha Wałęsę. Donald 
Tusk opublikował zdjęcie z komentarzem, in: Onet, 
20.05.2026. https://wiadomosci.onet.pl/kraj/peter-
magyar-odwiedzil-lecha-walese-donald-tusk-opu-
blikowal-zdjecie-z-komentarzem/by36e2r [Stand: 
20.05.2026].

3	 Der Fidesz trat bei den Wahlen als Bündnis mit der 
kleinen Christdemokratischen Volkspartei KDNP an, 
mit der er auch zusammen regierte. Tonangebend 
war aber stets der Fidesz. Nachfolgend wird aus 
pragmatischen Gründen von der formal korrekten 
Beschreibung Fidesz-KDNP abgesehen. 

Vorgängerregierungen im Dauerclinch lagen. Damit 
hören die Übereinstimmungen indes fast schon 
auf. Denn schon ein kurzer Blick auf die Situation 
in beiden Ländern verdeutlicht, dass sich wichtige 
Rahmenbedingungen merklich unterscheiden. 

Die Regierung Tusk: schwieriges Regieren mit 
Restriktionen und starken Gegenspielern 

Schaut man nach Polen, wird schnell deutlich, 
dass die seit Ende 2023 im Amt befindliche Regie-
rung von Donald Tusk in einem schwierigen innen-
politischen Umfeld agieren muss. Tusk muss in seiner 
Regierungskoalition die eigene liberalkonservative 
Bürgerkoalition (KO), den zentristischen „Dritten 
Weg“ (ein Bündnis aus der liberalkatholischen „Polen 
2050“ und der Bauernpartei PSL, das mittlerweile 

zerfiel) und die linke Lewica zusammenhalten. Seine 
KO ist etwa in wirtschaftspolitischen Fragen eher 
marktorientiert, die Bauernpartei oder die Linke 
wiederum wollen Umverteilung und eine aktive 
Rolle des Staates in der Wirtschaft. Bei der brisan-
ten Regelung des Schwangerschaftsabbruchs sind 
die Trennlinien noch schärfer. Die Linke und liberale 
Strömungen in der KO fordern eine Liberalisierung 
der restriktiven polnischen Vorgaben, die Bauern-
partei und die Polen 2050 hingegen möchten eine 
Rückkehr zu einem alten Kompromiss aus dem Jahr 
1993 und eine definitive Regelung per Referendum. 
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Tusk muss also beständig Diversitätsmanagement 
in seiner Koalition betreiben. 

Ein vielleicht noch größeres Problem ist hingegen 
Widerstand von der anderen Seite des politischen 
Spektrums. Die polnische Rechte hing nach ihrer 
Niederlage von 2023 keineswegs in den Seilen. Die 
PiS stagniert zwar, aber sie stürzte in den Umfragen 
keineswegs ab. Während die neue Konkurrenz für 
die PiS unangenehm ist, etwa in Form der nationa-
listisch-libertären Konfederacja und der rechts-
extremen Korona Polska, heißt dies auch, dass die 
polnische Rechte insgesamt immensen Zulauf er-
hält und somit das gemäßigte Regierungslager per-
spektivisch unter Druck bringt. Besonders diffizil 
stellt sich für Tusk und seine Regierung aber Polens 
Kohabitation dar. Nach dem Wahlsieg von 2023 lief 
die Amtszeit des bisherigen Staatspräsidenten 
Andrzej Duda noch mehr als anderthalb Jahre. Der 
Regierungsseite war bewusst, dass Duda, der als 
Kandidat der Nationalkonservativen gewählt wor-
den war, ihr immer wieder Sand ins Getriebe streuen 
würde. Polens Staatsoberhaupt ist direkt gewählt 
und hat substanzielle Kompetenzen. So kann er Ge-
setze an das Verfassungsgericht zur Prüfung geben 
– und dieses wird seit der Zeit der PiS-Regierungen 
von PiS-nahen Verfassungsrichtern dominiert. 
Insbesondere kann er verabschiedete Legislativ-
akte wieder an das Parlament zurückverweisen. 
Findet sich dort (genauer gesagt in der unteren 
Kammer, dem Sejm) keine Drei-Fünftel-Mehrheit, 
so ist das Gesetz gescheitert. Tusk konnte daher 
wichtige Gesetze nicht auf den Weg bringen, denn 
sein Regierungsbündnis verfügt nicht über die er-
forderliche Zahl an Abgeordneten. Das Kalkül der 
Regierungsseite sah daher so aus, dass man bei den 
für Sommer 2025 anstehenden Präsidentschafts-
wahlen davon ausging, einen eigenen Kandidaten in 
das höchste Staatsamt zu bekommen. Allerdings 
ging die Rechnung nicht auf. Der von der PiS lancier-
te Karol Nawrocki konnte sich durchsetzen. Dieser 
machte klar deutlich, dass er noch konsequenter 
als Duda gegenhalten würde. Bis zum Frühsommer 
2026 legte der im August 2025 ins Amt gekommene 
Nawrocki 37 Vetos gegen Gesetze ein, womit er den 
Rekord aller polnischer Staatspräsidenten seit 1989 
hält.4

Gerade bei wichtigen Dossiers, wie etwa der 
Rechtsstaatlichkeit, ist Nawrockis (und zuvor 
Dudas) Obstruk tion für das Regierungslager 

4	 https://wetomat.pl/ [Stand: 30.06.2026].

problematisch.5 Um die Situation im Landesrat 
für die Gerichtsbarkeit (KRS) zu ändern, brachte 
die Regierung Tusk Gesetzesänderungen auf den 
Weg. Der KRS, ein Organ der richterlichen Selbst-
verwaltung, war von der PiS politisiert worden, 
indem die Mehrheit seiner Mitglieder nun durch das 
Parlament und nicht mehr die Richterschaft selbst 
gewählt wurde. Da Präsident Nawrocki das Gesetz 
blockierte, musste sich die Regierungsmehrheit mit 
einer Notlösung behelfen. Die Mitglieder des KRS 
wurden formell weiterhin vom Sejm gewählt, doch 
faktisch bestätigte man in der Legislative nur die 
Vorschläge, welche aus der Richterschaft kamen. 
Ein anderes Beispiel ist der Umbau der öffentlichen 
Medien. Die Regierung Tusk sah im öffentlichen 
Fernsehen und im Radio Propagandasender der 
PiS. Ein Neuanfang im Sinne einer Pluralisierung der 
Berichterstattung war aber nur möglich, wenn man 
die Leitungsgremien austauschen würde. Die Re-
gierung konnte dies allerdings nicht, weil die PiS ein 
neues, gesetzlich verankertes Gremium geschaffen 
hat, den Rat der Nationalen Medien (RMN), der u.a. 
über Personalfragen zu entscheiden hat. Weder 
dessen Zusammensetzung noch die Institution als 
solche konnte von der Regierungsseite modifiziert 
oder abgeschafft werden. Die Regierung ging daher 
über das Gesellschaftsrecht. Die öffentlichen Me-
dien wurden in den Zustand der Liquidation versetzt 
– ohne Absicht, diese wirklich abzuwickeln, sondern 
mit dem Ziel, Liquidatoren einsetzen zu können, die 
an die Stelle der bisherigen Geschäftsführungen 
traten. 

Seit klar ist, dass Tusk und seine Koalition auch 
in der zweiten Hälfte der Legislatur mit einem 
Staatspräsidenten von der anderen Seite der poli-
tischen Barrikade zurechtkommen müssen, ist das 
Regierungslager also gezwungen, teils mit dauer-
haften Provisorien zu arbeiten, um handlungsfähig 
zu werden. 

5	 Bill Stanley/Ben Stanley: Democracy After Illibera-
lism: A Warning from Poland, in: Journal of Demo-
cracy 36 (3) (2025) S. 16-32; Anna Wójcik: Poland’s 
Rule-of-Law Repair. Trapped in Institutional Para-
lysis?, Report, Transatlantic Foundation, Dezember 
2025. https://www.gmfus.org/sites/default/
files/2025-12/Wojcik%20-%20Poland%20RoL%20
repair%20-%20paper.pdf [Stand: 02.01.2026]; 
Andrzej Schultz/Jakub Sawicki: Polish(ing) a Broken 
Tribunal. How to Restore Constitutional Justice After 
a Populist Government, in: Central Europe 24 (1), 
S. 28-45.
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Ungarn: Durchregieren mit Supermehrheit?  

Gegenüber Donald Tusk und den Seinen scheint 
Péter Magyar geradezu „leichtes Spiel“ zu haben. Die 
Parameter für sein Regieren unterscheiden sich zu-
mindest grundlegend von denen seines Gegenübers. 
Da wären zunächst die Mehrheitsverhältnisse. 
Magyar erzielte bei den ungarischen Parlaments-
wahlen vom 12. April 2026 einen Erdrutschsieg. Mit 
gut 53 Prozent der Listenstimmen kam seine Partei 
TISZA auf 141 der 199 Mandate im ungarischen Parla-
ment. Das ungarische Wahlsystem mit seinen stark 
mehrheitsbildenden Effekten, von dem in der Ver-
gangenheit der Fidesz profitiert hatte, prämierte 
in Anbetracht der breiten Unterstützung nun den 
Herausforderer der Regierungspartei, die TISZA. 
Mit dieser „Supermehrheit“ verloren viele der durch 
den Fidesz eingebauten potentiellen Sperren ihre 
Effektivität. Denn die TISZA kann die Verfassung 
ändern, Institutionen abschaffen und Personal aus-
tauschen. Auch die für den Fall eines Regierungs-
wechsels gefürchteten „Kardinalgesetze“ verlieren 
ihren Schrecken. Bei diesem Rechtsinstitut geht es 
um Regelungstatbestände, die unterhalb von Ver-
fassungsgesetzen liegen, aber die aufgrund ihrer 
Bedeutsamkeit nur mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit 

geändert werden können.6 Magyar kann damit 
potentielle rechtliche und politische Fesseln spren-
gen, die von den Vorgängern etabliert wurden. Zu 
der Arithmetik kommt die Legitimität. Magyar 
interpretiert seinen triumphalen Wahlsieg auch 
als Auftrag für eine Generalüberholung von Staat 
und Politik. Denn Magyar war ja mit der Parole an-
getreten, dass es bei der Abstimmung nicht nur um 
einen Regierungswechsel, sondern einen System-
wechsel gehen werde.7

Anders als im polnischen Fall muss er sich auch 
nicht mit Koalitionspartnern herumplagen. Mehr 
noch. Die TISZA ist ein politisches Start-up und eine 
One-Man-Show. Magyar war nach seinem Einstieg in 
die Politik und mit dem Aufbau des parteipolitischen 
Projekts, das er für die Wahlen benötigte, darauf 

6	 Die Kardinalgesetze sind keine Erfindung des 
Fidesz. Zwei-Drittel-Gesetze wurden in der Zeit des 
Übergangs vom Kommunismus zur Demokratie 
eingeführt, um wichtige Gesetzesänderungen nicht 
nur einfachen Mehrheiten zu überlassen. Der Fidesz 
wertete diese Gesetze aber verfassungsrechtlich 
auf und steckte eine Vielzahl von Bereichen in das 
Korsett dieser Regelung – aus Sicht von Kritikern 
mit dem Ziel, spätere Änderungen zu erschweren. 

7	 Vgl. z.B. Nem egyszerű kormányváltás lesz, hanem 
rendszerváltás!, Bericht über Gespräch mit Péter 
Magyar, TISZA, in: https://magyartisza.hu/hirek/
ujsag/nem-egyszeru-kormanyvaltas-lesz-hanem-
rendszervaltas [Stand: 19.07.2025].
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bedacht, dass sich der Propaganda- und Wahl-
kampfmaschinerie des Fidesz möglichst wenig An-
griffsflächen boten. Insbesondere sollte kein leicht 
kompromittierbares oder suspektes Personal in die 
Partei Eingang finden. Die TISZA soll daher weniger 
als 30 Mitglieder zählen, Magyar selbst achtete 
und achtet akribisch darauf, wer sich in seiner En-
tourage befindet und wer wichtige Positionen in 
der Regierung (auch unterhalb der Ministerebene) 
erhält. Zwar wurden die Kandidaten für die Wahlen 
durch eine Art Vorwahlen ausgewählt, sodass Ma-
gyar keine Kontrolle darüber hatte, wie die Parla-
mentsfraktion sich zusammensetzen würde. Aber 
starke innerparteiliche Gruppierungen, die auch 
ideologisch miteinander rivalisieren würden und die 
für Friktionen in der neuen Regierungspartei sorgen 
könnten, zeichnen sich bislang nicht ab.

Im Gegensatz zu Polen ist die Opposition zu-
nächst wenig vital. Der Fidesz ist geschockt von 
seiner Niederlage, die er in diesem Ausmaß nicht 
erwartet hatte. Das Gefüge institutioneller und per-
soneller Bremsen, das der Fidesz installiert hatte, 
ist nicht nur wegen der Mehrheitsverhältnisse in-
effektiv, sondern auch weil zahlreiche Nutznießer 
des Fidesz-Systems ob des politischen Momentums 
bislang wenig Loyalität mit ihren einstigen Patronen 
zeigen. Einige „Oligarchen“, die zuvor mit dem alten 
Regierungslager kooperiert hatten, übten sich nach 
den Wahlen in Demut. Der Medien-Mogul Gyula Balásy 
etwa, dessen Firmen jahrelang von Staatsaufträgen 

profitiert hatten und dessen Agenturen zahlreiche 
politische Kampagnen des Regierungslagers um-
setzten, erklärte unter Tränen, dass er große Fehler 
begangen habe und seine Unternehmen jetzt dem 
ungarischen Staat übereignen wolle. 

Eines der wichtigsten Wahlkampfthemen war 
der Kampf gegen Korruption und Amtsmissbrauch. 
Dieser ist auch ein Kernelement seiner Ende Juni 
2026 verkündeten „Operation Fegefeuer“. Er-
mittlungsverfahren gegen Fidesz-nahe Geschäfts-
leute wurden rasch auf den Weg gebracht, politisch 
Verantwortliche für Veruntreuung und Misswirt-
schaft sollen belangt werden, eine Behörde für 
„Rückgewinnung und Schutz des nationalen Ver-
mögens“ soll illegal aufgebaute Vermögenswerte 
wieder zurück an den ungarischen Staat führen. 

Doch zum „Durchregieren“ reicht dies alles 
nicht. Mit dem Staatspräsidenten, der Führung des 
Verfassungsgerichtes oder dem Oberstaatsanwalt 
und anderen Funktionsträgern werden wichtige Ins-
titutionen weiterhin von Personen bekleidet, die zu 
Fidesz-Zeiten bzw. vom Fidesz unterstützt ins Amt 
gelangten. Magyars Rücktrittsforderungen ist nie-
mand nachgekommen. Ungarns Ministerpräsident 
schlug daher andere Wege ein, um diese, wie er 
sich ausdrückte, „Marionetten“ des alten Systems 
aus ihren Funktionen zu drängen. In der Mitte Juli 
verabschiedeten 17. Verfassungsänderung wurde 
unter anderem das Pensionsalter von Verfassungs-
richtern auf 70 Jahre festgelegt (womit der jetzige 
Präsident dieses Organs sein Amt umgehend ver-
lieren wird) oder dass Abgeordnete nur für zwölf 
Jahre Parlamentarier sein können (was auch viele 
Fidesz-Mandatsträger betrifft). Auch wird sta-
tuiert, dass die Amtszeit des Staatspräsidenten 
mit Inkrafttreten der Verfassungsnovelle endet.8 
Das jetzige Staatsoberhaupt hatte im Grunde nur 
die Wahl, dieses Gesetz und damit das Ende seiner 
Amtszeit zu unterzeichnen oder sich einem Amts-
enthebungsverfahren ausgesetzt zu sehen. Über-
dies wurde die Unabhängigkeit der Justiz gestärkt 
oder das Blockaderecht des sog. Haushaltsrats 
gegenüber dem Staatshaushalt abgeschafft. Schon 
zuvor wurde beschlossen, dass eine Person nur 
maximal acht Jahre Ministerpräsident sein kann. 
Da die Regelung auch mit Rückwirkung angewendet 
wird, kann Viktor Orbán nicht mehr Regierungschef 
werden.

8	 Magyarország Alaptörvényének tizenhetedik mó-
dosítása, 13.07.2026. https://www.parlament.hu/
irom43/00324/00324-0015.pdf [Stand: 13.07.2026].
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Ein Blick zurück: Die Umgestaltungspolitik 
der PiS und des Fidesz 

Dass sowohl in Polen als auch in Ungarn 
Regierungen im Amt sind, die eine Politik der 
Wiederherstellung von Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie, ja einen veritablen Regime Change 
herbeiführen wollen, kommt nicht von ungefähr. In 
Warschau und Budapest wurden die Kommando-
höhen der Politik zuvor von Parteien beherrscht, die 
ihrerseits eine profunde Umgestaltung ihrer Länder 
betrieben. 

In Polen sah sich die PiS damit beauftragt, an-
gebliche Pathologien und Fehlentwicklungen zu 
beseitigen, die nach 1989 entstanden seien. Was 
die Partei daher anstrebte und nach ihrem Wahl-
sieg von 2015 auch umsetzte, war nicht weniger 
als eine nachholende Systemtransformation mit 
dem Ziel, Polen politisch, moralisch, aber auch 
wirtschaftlich zu stärken.9 Dem starken Mann der 
PiS, Jarosław Kaczyński, und seinen Mitstreitern 
ging es dabei darum, einen multidimensionalen 
und tiefgreifenden Prozess der Mängelbehebung 
und der Eliminierung kommunistischer Relikte an-
zustoßen, um an die Stelle der 1989 entstandenen 
III. Republik eine IV. Republik zu setzen. Dreh- und 
Angelpunkt war dabei die „Reparatur des Staates“, 
namentlich der Umbau von Justiz und hierbei ins-
besondere der Gerichtsbarkeit.10 Kaczyński und 
die PiS rechtfertigten damit etwa die Reform des 
KRS. Dieses Organ der richterlichen Selbstver-
waltung wurde bislang mehrheitlich aus der Mitte 
der Richterschaft gewählt. Nun sollten aber die 15 
Richter, die im KRS vertreten sind, vom Parlament 
gewählt werden, womit die von der PiS gestellte 
Mehrheit ihr genehme Personen durchsetzen 
konnte. Die durch den neuen KRS vorgeschlagenen 
und vom Staatspräsidenten ernannten Richter 
werden daher von vielen ihrer Kollegen sowie von 
den meisten politischen Gegnern der PiS als illegal 
ins Amt gekommene „Neo-Richter“ bezeichnet 

9	 Die PiS obsiegte damals in den Parlamentswahlen 
mit absoluter Mehrheit erhielt. Im Frühsommer 
desselben Jahres hatte sie mit ihrem Kandidaten 
Andrzej Duda bereits die Präsidentschaftswahlen 
für sich entschieden. 

10	 Jarosław Kaczyński: Musimy naprawić polskie 
państwo, in: Rzeczpospolita, 15.09.2019.

	 https://www.rp.pl/polityka/art9210101-jaroslaw-
kaczynski-musimy-naprawic-polskie-panstwo 
[Stand: 30.06.2026].

und nicht anerkannt. Gleiches gilt für Richter des 
Verfassungsgerichtshofs bzw. diese Institution in 
toto, da einige dortige Richter nicht regelkonform 
gewählt wurden. Derlei Maßnahmen im Rahmen der 
Justizreformen der PiS riefen auch die Europäische 
Union sowie andere internationale Organisationen 
auf den Plan, die der polnischen Regierungsseite 
eine Aushebelung verfassungsmäßiger Checks-
and-Balances und die Unterminierung des Grund-
satzes einer unabhängigen Justiz vorwarfen.

Doch die PiS agierte auch auf anderen Feldern. 
Die öffentlichen Medien wurden an die Kandare 
genommen, in den Schulen wurden stärker „pa
triotisch“ orientierte Curricula durchgesetzt, die 
kritische Aufarbeitung schwieriger Passagen der 
eigenen Geschichte wurde als „Pädagogik der 
Schande“ verfemt. Wichtig für die Wahlchancen 
der PiS, die bei den Parlamentswahlen von 2019 
und den Präsidentschaftswahlen von 2020 aber-
mals gewann, waren aber namentlich Fragen der 
Sozialpolitik. Die PiS führte Maßnahmen ein, die 
vielen Menschen direkt zugutekamen. Hierzu ge-
hörten u.a. ein Kindergeld in Höhe von 500 (später 
800) Złoty (also gegenwärtig etwa 188 Euro) pro 
Kind und Monat oder eine 13., später sogar eine 
14. Altersrente (letztere für Senioren mit geringen 
Altersbezügen). Die PiS verfocht dabei einen „kon-
servativen Wohlfahrtstaat“: Sie kombinierte eine 
neue Sozialpolitik mit traditionellen Werten wie 
Familie, Christentum und Nation.11 

11	 Waldemar Paruch: Realizm i wartości. Prawo i 
Sprawiedliwość o polityce zagranicznej, Lublin 2021. 
https://ies.lublin.pl/wp-content/uploads/2021/05/
ies_2021-realizm_i_wartosci.pdf  
[Stand: 30.06.2026]. 
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Bedeutsam ist für die PiS stets auch die Außen-
dimension. Die PiS bezichtigt ihre politischen Kon-
trahenten der Nachgiebigkeit gegenüber Brüssel 
und insbesondere Deutschland, dem Hegemonial-
streben und die Einschnürung polnischer Ent-
wicklungspotentiale unterstellt werden. Gerade 
die Trump-Administration war und ist für die PiS ein 
ideologischer Verbündeter bei der Gegenmacht-
bildung gegenüber einer angeblich übergriffigen EU 
und beim Versuch, Deutschlands Einfluss in Europa 
einzudämmen.

In Ungarn hatte Viktor Orbán einen wesentlich 
größeren Gestaltungsspielraum. Bei den Wahlen 
von 2010 fuhr der Fidesz eine Verfassungsmehrheit 
ein. Institutionelle und politische Barrieren konnten 
damit formal korrekt überwunden werden. Das in 
den Folgejahren aufgebaute „System der nationa-
len Zusammenarbeit“ (NER) beinhaltete eine Viel-
zahl rechtlicher und institutioneller Regelungen, 
die Machtzentralisierung ermöglichten, aber auch 
informelle Mechanismen der Patronage und des 
Klientelismus, die politischer Abhängigkeiten schu-
fen, aber auch den Zugang zu Pfründen sicherten. 

Schon 2011 verabschiedete der Fidesz im Eil-
tempo und ohne nennenswerte gesellschaftlich-
politische Konsultationen eine neue Verfassung, 
weitere Novellen folgten. Die Zahl der Kardinal-
gesetze wurde ausgeweitet. Von Änderungen im 
Wahlsystem profitierte der Fidesz (solange er do-
minante Partei war). Das Verfassungsgericht wurde 
nicht nur mit loyalen Juristen neubesetzt, sondern 
auch in seinen Urteilsbereichen limitiert. So durfte 
und darf es Verfassungsgesetze nicht mehr inhalt-
lich, sondern nur noch formal auf Verfassungs-
mäßigkeit prüfen. Auch die ordentliche Gerichts-
barkeit wurde reformiert. Durch die Absenkung 
der Altersgrenze wurden viele Richter vorzeitig in 
den Ruhestand geschickt, es gab also mannigfache 
Möglichkeiten zur personellen Erneuerung. 

Nachdem der öffentliche Rundfunk faktisch 
unter Kontrolle gebracht worden war, gerieten 
auch unabhängige Medien unter Druck. Der Ent-
zug von Werbegeldern durch den Staat oder 
regierungsnahe Firmen brachte einige Zeitungen 
oder Internetportale in finanzielle Schwierigkeiten. 
Unternehmen, die mit der Regierung verbunden 
waren, kauften teilweise Medien auf. Ende 2018 ent-
stand die Mitteleuropäische Presse- und Medien-
stiftung KESMA. Fidesz-nahe Medienunternehmer 
übertrugen knapp 500 Zeitungen, Fernseh- und 
Radiosender oder Internetportale an eine private 
Stiftung, deren Kuratorium mit regierungsloyalen 
Mitgliedern besetzt wurde. Durch Rechtsakte wie 

ein „Souveränitätsgesetz“ wurden Nichtregierungs-
organisationen, die Gelder aus dem Ausland be-
kamen, zu neuen Rechenschaftspflichten genötigt.

Diese innenpolitische Agenda wurde von einer 
außenpolitischen Neuausrichtung begleitet. Viktor 
Orbán geriet nicht nur über Fragen wie Rechts-
staatlichkeit oder Asylpolitik in Konflikt mit der 
EU, er sah sich auch als Vorreiter einer illiberalen 
Wende in Europa. Hierfür schmiedete er Allianzen 
mit rechtsnationalistischen Gruppierungen in Euro-
pa, mit Donald Trump und dem MAGA-Milieu in den 
USA, aber auch mit autokratischen Regimes, nicht 
zuletzt mit Putins Russland. Derlei Nahverhältnisse 
dienten Orbán auch als Gegengewicht zur EU – die 
dieser keineswegs verlassen wollte, sondern die er 
im Sinne eines Europas souveräner Nationalstaaten 
umbauen wollte. 

Lehren aus Warschau und Budapest: 
Was uns Polen und Ungarn über 
die Zukunft demokratischen 
Politikaustrags in Europa verraten  

So unterschiedlich die Voraussetzungen in den 
beiden Ländern auch sein mögen, so legen die Ent-
wicklungen in Polen und Ungarn auch Gemeinsames 
und damit auch Instruktives frei, wenn es um die 
Aussichten des Politikaustrags in europäischen 
Demokratien geht. 

Erstens fußt der Erfolg nationalistischer, popu-
listischer oder illiberaler Strömungen auch auf dem 
Versprechen der Repolitisierung. Gerade im öst-
lichen Mitteleuropa führten nach vielen Jahren des 
Systemwechsels und des EU-Beitritts und damit 
nach einer langen Phase von Anpassungszwängen, 
Reformnotwendigkeiten und „Alternativlosigkeit“ zu 
einer Nachfrage nach mehr Varianz des Politischen. 
Der von Jarosław Kaczyński gerne verwendete Be-
griff des „Impossibilismus“ bringt diese Erwartung 
auf den Punkt.12 Für Kaczyński standen die libera-
len Eliten für einen Ansatz der Unmöglichkeiten: 
Fehlendes Geld oder rechtliche Vorgaben seien an-
geführt worden, um die Entwicklung von Volk und 
Nation zu limitieren. Demgegenüber habe die PiS 

12	 Jarosław Kaczyński w liście: musimy imposybilizm 
zastępować aktywizmem, in: Onet, 25.04.2022. 
https://wiadomosci.onet.pl/kraj/jaroslaw-kac-
zynski-w-liscie-musimy-imposybilizm-zastepowac-
aktywizmem/m67mqzg [Stand: 30.06.2026].
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mit ihrer Wohlfahrtspolitik, mit der Umsetzung von 
Infrastrukturprojekten oder einem entschlossenen 
Kurs in der EU gezeigt, dass eine Überwindung von 
Sachzwängen sehr wohl möglich sei. 

Zweitens wurde deutlich, dass „kontestierende“ 
Parteien vom Schlage der PiS oder des Fidesz sich 
lange im Amt halten können, auch wenn sie sich 
radikalisieren. Ihr Erfolg beruht nicht zuletzt auf 
Output-Legitimität: Solange diese Parteien öffent-
liche Güter bereitstellen, die im nationalen Kontext 
nachgefragt werden, sind relevante Wählergruppen 
bereit, Defizienzen wie Korruption oder aggressive 
Machtpraktiken von Regierungsparteien hinzu-
nehmen. Erst dann, wenn nicht mehr „geliefert“ 
wird, halten die impliziten Gesellschaftsverträge 
der Regierungen mit ihren Gesellschaften bzw. ihrer 
Wählerbasis nicht mehr. Dies war zuletzt in Ungarn 
der Fall, als wirtschaftliche Schwierigkeiten z.B. 
Teile der Mittelschichten von Viktor Orbán und dem 
Fidesz entfremdete. 

Drittens wurde sichtbar, dass langwährende 
politische Polarisierung sich von der Politik in ande-
re Bereiche ausweitet. Die Logik des Antagonismus 
spaltet Gesellschaften, fördert gesellschaftlichen 
Milieutribalismus, erzeugt Risse bis in Familien hin-
ein. Das Mediensystem und die Infosphäre teilen sich 
in zwei entkoppelte Bereiche. Wie der polnische Fall 
illustriert, kann sich sogar eine Form des Rechts-
dualismus herausbilden. Die bipolare Zerteilung 
bleibt auch nach Regierungswechseln erhalten. 
In Polen erscheint der Dauerzwist zwischen der 
Bürgerkoalition und der PiS, zwischen Donald Tusk 
und Jarosław Kaczyński manchen sogar als eine 
Konstellation, die beiden Seiten entgegenkommt, 
da sie somit unliebsame Konkurrenz marginalisie-
ren können. In Ungarn wird sich zeigen, ob sich die 

Lagerbildung Fidesz versus TISZA aufbrechen lässt. 
Zunächst sieht es nicht danach aus. Damit kann sich 
aber auch der Pendelschwung fortsetzen. Für die 
EU bedeutet dies alles, dass sie sich weiterhin auf 
Länder einstellen muss, die europa- und außen-
politische Swing States sind. 

Inwieweit die EU mit ihrer Sanktionspolitik zum 
Schutz von Rechtsstaatlichkeit hier einen Beitrag 
geleistet hat, ist nicht eindeutig zu bewerten. Die 
EU hat ja im Laufe der Jahre versucht, mehr oder 
minder entschlossen, rechtsstaatliche oder demo-
kratische Missstände gerade in Polen und Ungarn 
zu ahnden. So wurde gegen beide Länder erstmals 
ein Verfahren nach Art. 7 des EU-Vertrags initiiert 
– auch wenn die hohen Hürden dieser Bestimmung 
die Verhängung von Sanktionen in Form der Aus-
setzung von Mitgliedschaftsrechten infolge der 
Verletzung von Grundwerten verhinderten. Eine 
Vielzahl von Vertragsverletzungsverfahren führte 
dazu, dass manche Reformen etwa im Justiz-
bereich abgemildert und (im Falle Ungarns bei der 
Asylpolitik) hohe Strafzahlungen fällig wurden. 
Schließlich wurde ein neuer Konditionalitäts-
mechanismus etabliert, der es der EU ermöglicht, 
Finanztransfers an die Mitgliedstaaten bei Rechts-
staatsverletzungen zu sperren. Polen wurden 137 
Milliarden Euro, Ungarn mehr als 18 Milliarden Euro 
aus Töpfen wie der Aufbau- und Resilienzfazilität 
(„Wiederaufbaufonds“) und der EU-Kohäsionspolitik 
vorenthalten.13

13	 Europäische Kommission: Poland‘s efforts to re-
store rule of law pave the way for accessing up to 
€137 billion in EU funds, Press Corner, 29.02.2024. 
https://ec.europa.eu/regional_policy/whats-new/
newsroom/29-02-2024-poland-s-efforts-to-resto-
re-rule-of-law-pave-the-way-for-accessing-up-to-
eur137-billion-in-eu-funds_en [Stand: 30.06.2026]; 
Europäische Kommission: Questions and Answers 
on Hungary: Rule of Law and EU funding, Brüssel, 
13.12.2023. https://ec.europa.eu/commission/
presscorner/detail/it/qanda_23_6466 [Stand: 
30.06.2026].
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Das Einfrieren von Milliardenbeträgen hat 
im ungarischen Fall die finanziellen Spielräume 
der Regierungsseite spürbar eingeschränkt und 
somit Effekte gezeitigt. Sowohl in Polen als auch 
in Ungarn waren derlei Sanktionen sowie andere 
Rechtsstaatsstreitigkeiten mit Brüssel aber auch 
ein Symbol des Abdriftens vom Zentrum der euro-
päischen Integration. Die proeuropäischen Teile der 
Gesellschaften sahen dies alles auch als Motivation, 
um durch Engagement und Beteiligung an Wahlen 
einem weiteren Abrutschen entgegenzuwirken. 

Sollte es etwa bei den in Polen 2027 anstehenden 
Parlamentswahlen zu einer Rückkehr der PiS kom-
men, können altbekannte Muster in der Innen- wie 
auch der Europa- und Außenpolitik schnell re-
aktiviert werden. Dies gilt in besonderem Maße für 
die Rechtsstaatspolitik. Die EU ist hier in einer delika-
ten Lage. Parteien wie die PiS oder der Fidesz haben 
immer behauptet, sie seien Opfer ideologischer 
Kampagnen gewesen. Dass man Donald Tusk schon 
wenige Wochen nach der Regierungsübernahme 
und nach der Präsentation eines Aktionsplanes in 
Sachen Rechtsstaat bereits grünes Licht für die 
Freigabe gesperrter Milliardenbeträge gab, ohne 
dass dann entsprechende Gesetzesänderungen 
folgten, wurde von diesen Gruppierungen als Beleg 
dafür gewertet, dass Tusk einen politischen Rabatt 
erhielt. Die EU, insbesondere die Europäische Kom-
mission, müssen daher künftig stringent sein und 
ihrem eigenen Grundsatz folgen, der ja die Wahrung 
rechtsstaatlicher Prinzipien bei der Gesundung des 
Rechtsstaates anmahnt. Nach der Kritik am demo-
kratischen Backsliding kann Brüssel rechtsstaat-
liches Frontsliding nicht einfach tolerieren.14 Dies 
wird auch für Péter Magyar gelten, der mit seiner 
Verfassungsmehrheit große Gestaltungsmög-
lichkeiten, aber auch erhebliche Verantwortung 
hat – und für den der Zugang zu den blockierten 

14	 Christophe Hillion/Tommaso Pavone/Antoinette 
Scherz: Democratic Frontsliding in the European 
Union. The Problem of Autocratic Enclaves and the 
Case for Restorative Disobedience, in: Journal Of 
European Public Policy, 09.06.2025, S. 1-29. https://
www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/13501763.2
026.2655936#abstract [Stand: 30.06.2026]. 

EU-Geldern ebenfalls eine Priorität ist.15 Sind Ver-
fassungsänderungen, die Amtszeiten von Mandats-
trägern auf null setzen oder teils rückwirkend 
zeitlich begrenzen, aus Sicht der EU oder der Ve-
nedig-Kommission beim Europarat unbedenklich? 
Oder können institutionelle Sicherungen der Vor-
gänger unter Verweis auf deren – durch europäische 
Rechtsprechung festgestellte – Fehlerhaftigkeit 
ignoriert und umgangen werden? Kann gar euro-
päisches Recht als eine Art „Interimsverfassung“ 
für einen rechtsstaatlichen Übergang dienen?16

Die Entwicklungen in Polen und Ungarn, mit dem 
Vormarsch nationalkonservativer Akteure, dem 
Umbau, ja Abbau von Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit, dem Wahlsieg liberaldemokratischer Kräfte 
und den teils holprigen Pfaden zur Wiederherstellung 
von Rechtsstaatlichkeit sind bislang Sonderwege 
in der Europäischen Union. Sie haben dazu geführt, 
dass in der EU durch neue Instrumente und eine 
wachsende Sensibilisierung ein neues Politikfeld, 
die Rechtsstaatsschutzpolitik entstanden ist. Zu-
nehmende innenpolitische, sozialökonomische und 
geostrategische Ungewissheiten machen es durch-
aus wahrscheinlich, dass vergleichbare Situationen 
auch in anderen europäischen Staaten entstehen 
können.  

15	 Mitte Juli stimmten die EU-Finanzminister dem 
angepassten ungarischen Reformprogramm für den 
„Wiederaufbaufonds“ zu. Damit wurde ein wichtiger 
Schritt gemacht, um die politische Vereinbarung 
umzusetzen, die Magyar mit Kommissionspräsi-
dentin von der Leyen im Juni getroffen hatte. 
Rat der Europäischen Union, Aufbau- und Resilienz-
fazilität. Rat gibt grünes Licht für neuen Plan für 
Ungarn, Pressemitteilung vom 10.07.2026. https://
www.consilium.europa.eu/de/press/press-re-
leases/2026/07/10/recovery-and-resilience-facili-
ty-council-greenlights-new-plan-for-hungary/ 
[Stand: 13.07.2026].

16	 Kim Lane Scheppele: Hungary’s European Rebirth. 
Using European Law as Hungary’s Interim Consti-
tution, in: Verfassungsblog, 21.05.2026. https://
verfassungsblog.de/hungarys-european-rebirth/
kurs [Stand: 30.06.2026]. 


